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III.
Weitere Qualifizierung der Arbeit 

mit Kosten- und Preisvorgaben

Zu Abschnitt IV В der Anordnung Nr. 1, insbesondere zu § 19:
§7

(1) Die Außenhandelsorgane haben bei der Ausarbeitung 
der Aufgabenstellung für Forschung und Entwicklung (Ar­
beitsstufe К1 bzw. V l)IV. 4, ausgehend von den langfristigen 
Absatzkonzeptionen und den Ergebnissen der Marktanalysen 
und der Außenhandelstätigkeit, Vorschläge für die Auswahl 
und Wichtung der leistungsbestimmenden Parameter der Ex­
porterzeugnisse zu unterbreiten, soweit diese in den speziel­
len Kalkulationsrichtlinien nicht festgelegt sind oder Ände­
rungen infolge neuer Anforderungen notwendig werden. Sie 
haben auch erforderliche Dokumentationen zur Verfügung zu 
stellen. Die Entwicklungs- bzw. Herstellerbetriebe haben 
entsprechend der Pflichtenheft-Ordnung zu gewährleisten, 
daß die Außenhandelsorgane rechtzeitig in die Ausarbeitung 
der Aufgabenstellung einbezogen werden. Bestehen unter­
schiedliche Auffassungen hinsichtlich der leistungsbestimmen­
den Parameter der Hauptexporterzeugnisse, so haben die 
Leiter der wirtschaftsleitenden Organe eine Entscheidung 
durch den zuständigen Industrieminister und den Minister 
für Außenhandel herbeizuführen. Die Außenhandelsorgane 
haben auch bei der Ausarbeitung der Kosten- und Preis­
vorgaben für Exporterzeugnisse und deren wichtigste Zuliefe­
rungen mitzuwirken. Dies gilt auch dann, wenn der Außen­
handel nicht Hauptabnehmer ist. Die Außenhandelsorgane 
nehmen dabei insbesondere Einfluß auf die Bestimmung der 
zu erreichenden Gebrauchseigenschaften und der maximal 
aufzuwendenden Kosten. Die Entwicklungs- bzw. Hersteller­
betriebe haben das Zusammenwirken mit den Außenhandels­
organen zu gewährleisten.

(2) Ergibt sich aus volkswirtschaftlichen Gründen das Erfor­
dernis, eine vor der Erteilung der staatlichen Aufgaben zum 
Volkswirtschaftsplan bestätigte präzisierte Kosten- und 
Preisvorgabe5 zu erhöhen, so entscheidet der zuständige Indu­
strieminister über die Höhe der endgültig bestätigten Kosten- 
und Preisvorgabe6, wenn die vor der Erteilung der staat­
lichen Aufgaben präzisierte Vorgabe vom Generaldirektor 
einer WB oder eines Kombinates bestätigt wurde.

(3) Wird von den Betrieben unterlassen, vor der Erteilung 
der staatlichen Aufgaben zum Volkswirtschaftsplan Antrag 
auf Bestätigung einer präzisierten Kosten- und Preisvorgabe 
zu stellen, und wird ein solcher Antrag erstmalig nach Er­
teilung der staatlichen Planaufgaben gestellt,6 so wirken sich 
Kostenunterschreitungen gegenüber der nach der ersten Zwi­
schenverteidigung wissenschaftlich-technischer Aufgaben und 
Ergebnisse (Arbeitsstufe K2/V2) bestätigten Kostenvorgabe 
auf die Höhe der präzisierten Preisvorgabe aus. Wird von 
den Betrieben unterlassen, Antrag auf Bestätigung einer prä­
zisierten Kosten- und Preisvorgabe zu stellen, so bildet die 
nach der ersten Zwischenverteidigung bestätigte Preisvorgabe 
die Obergrenze für den festzusetzenden Industriepreis.

IV.
Stimulierung der Formgestaltung

Zu Abschnitt V der Anordnung Nr. 1:

§8

(1) Die Sicherung und Entwicklung einer den volkswirt­
schaftlichen Erfordernissen entsprechenden hohen Qualität 
der Erzeugnisse ist durch die Prädikatisierung (gestalterische 
Qualitätsbewertung) wirksam zu unterstützen und zu stimu-

4 Vgl. Anordnung vom 28. Mal 1975 über die Nomenklatur der Ar­
beitsstufen und Leistungen von Aufgaben des Planes Wissenschaft und 
Technik (GBl. I Nr. 23 S. 426).

6 Kosten- und Preisvorgaben gemäß § 19 Abs. 1 der Anordnung Nr. 1
6 Kosten- und Preisvorgaben gemäß § 19 Abs. 2 der Anordnung Nr. l

lieren. Dabei ist nach den nachfolgenden Bestimmungen zu 
verfahren.

(2) Wird Erzeugnissen, die der gestalterischen Qualitäts- 
'bewertung unterliegen7, durch das Amt für industrielle 
Formgestaltung das Prädikat „Gestalterische Spitzenleistung“ 
(„SL“) verliehen, so ist als zusätzlicher materieller Anreiz ein 
Preiszuschlag in den Industriepreis einzubeziehen. Die An­
wendung weiterer Preiszuschläge entsprechend den Rechts­
vorschriften wird hierdurch nicht ausgeschlossen.

(3) Die Höhe des Preiszuschlages ergibt sich aus den Rechts­
vorschriften einschließlich der speziellen Kalkulationsricht­
linien. Für Erzeugnisse, deren gestalterische Qualität das 
fortgeschrittene internationale Niveau bestimmt, können be­
sondere Zuschläge festgelegt werden. Diese Festlegung trifft 
der Leiter des Amtes für Preise in Abstimmung mit dem Lei­
ter des Amtes für industrielle Formgestaltung, dem Präsi­
denten des ASMW und — bei Konsumgütern — mit dem 
Minister für Handel und Versorgung.

(4) Der Preiszuschlag gemäß Abs. 2 ist auf den Betriebs­
preis vorzunehmen. Bei Produktionsmitteln, insbesondere 
Transportmitteln, die der Prädikatisierung unterliegen, ist der 
Preiszuschlag grundsätzlich auch auf den Industrieabgabe­
preis zu beziehen.

(5) Für Erzeugnisse, deren formgestalterisches Niveau nicht 
mehr dem durchschnittlichen internationalen Stand entspricht, 
sind grundsätzlich erzeugnisspezifisch differenzierte Ab­
schläge vom Betriebspreis anzuwenden. Die Preisabschläge 
sind vom Leiter des Amtes für industrielle Formgestaltung 
in Abstimmung mit dem Vorsitzenden der Staatlichen Plan­
kommission und dem Leiter des Amtes für Preise festzu­
legen.

(6) Wird das Prädikat „SL“ entzogen, so entfällt vom Zeit­
punkt des Entzuges an der hierfür gewährte Preiszuschlag 
auf den Betriebspreis und — bei Produktionsmitteln — auch 
auf den Industrieabgabepreis. Der Leiter des Amtes für 
industrielle Formgestaltung kann aus volkswirtschaftlich 
wichtigen Gründen Ausnahmen hiervon festlegen.

V.
Nutzensbeteiligung des Abnehmers 

bei Zuliefererzeugnissen

§9
(1) Trägt der Abnehmer durch seine Vorschläge zur Durch­

führung von Intensivierungsmaßnahmen an den von ihm 
bezogenen Zuliefererzeugnissen, insbesondere zu ihrer 
kostengünstigeren Herstellung, bei, so hat ihm der Herstel­
ler grundsätzlich einen Anteil von 70% an dem durch diese 
Vorschläge entstehenden Nutzen zu gewähren. Die Zielstel­
lung der Mitwirkung des Abnehmers und die von ihm zu 
erbringenden Leistungen, das Verfahren der Nutzensermitt­
lung sowie der Umfang der Nutzensbeteiligung sind vertrag­
lich zu vereinbaren.

(2) Bei in der Produktion befindlichen Zuliefererzeugnis­
sen (Erzeugnisse, für die bereits gesetzliche Preise vorliegen) 
entscheiden die Vertragspartner selbständig über die Höhe und 
Dauer der Nutzensbeteiligung und die sonstigen vertraglichen 
Bedingungen. Wird über die Nutzensermittlung nichts ande­
res vereinbart, so gilt bei in der Produktion befindlichen Er­
zeugnissen als Nutzen die Differenz zwischen den Selbst­
kosten, die dem Hersteller für die Produktion des Zuliefer­
erzeugnisses vor bzw. nach der Durchführung der Intensivie­
rungsmaßnahmen entstehen, bezogen auf 1 Jahr der vollen 
Wirksamkeit. Bei neuen und weiterentwickelten Erzeugnissen 
(Erzeugnisse, für die noch keine gesetzlichen Preise vorlie-

7 Die Erzeugnisse, die der staatlichen gestalterischen Qualitätsbewer­
tung unterliegen, sind in der Anlage 1 zur Anordnung vom 30. Sep­
tember 1976 über die Anmeldepflicht und Prüfpflicht auf dem Gebiet 
der staatlichen Qualitätskontrolle (Sonderdruck Nr. 803/1 de9 Gesetz­
blattes) aufgeführt.


